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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über das Fahrlehrerwesen 
vom 25, August 1969 

(Antrag der Abgeordneten Dr. Evers r Vehar r 
Dr. Müller-Hermann, Krammig und der Fraktion 
der CDU/CSU) 


A. Problem 

Das Fahrlehrergesetz vom 25. August 1969 erschwert den öffent- 
lichen Verkehrsbetrieben, soweit sie nicht Eigenbetriebe der 
Gemeinden sind, die Durchführung eigener Fahrschulen erheb- 
lich oder macht sie unmöglich. 


B. Lösung 

Die Möglichkeit der Erteilung einer Ausnahmegenehmigung für 
öffentliche Verkehrsunternehmen in der Rechtsform einer juri- 
stischen Person, die den Vorschriften des Personenbeförde- 
rungsgesetzes unterliegen und Linienverkehr betreiben sowie 
über einen größeren — zahlenmäßig festzulegenden — Fahr- 
zeugpark verfügen, und zwar in der Weise, daß der verantwort- 
liche Leiter des Ausbildungsbetriebes nicht notwendigerweise 
zu den nach Gesetz oder Satzung zur Vertretung berufenen 
Personen zu gehören braucht. 


C. Alternativen. 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Evers, Vehar, Dr. Müller-Hermann, 
Krammig und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über das Fahrlehrerwesen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über das Fahrlehrerwesen vom 
25. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1336) wird wie 
folgt geändert: 

§ 34 wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 werden nach den Worten „erster 
Halbsatz und Nr. 4 r " die Worte „des § 11 Abs. 2 
Satz 1," eingefügt. 

2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In den Fällen des Absatzes 1 kann eine 
Ausnahme erteilt werden von 

1. § 11 Abs. 1 Nr. 4, wenn der Bewerber eine 
andere Tätigkeit von ausreichender Dauer 
nachweist, die ihm den Erwerb der für einen 
Fahrschulleiter nötigen Fertigkeiten und Er- 
fahrungen ermöglicht haben kann; 


2. § 1 1 Abs. 2 Satz 1 vom Erfordernis der Zu- 
gehörigkeit des verantwortlichen Leiters des 
Ausbildungsbetriebes zu den nach Gesetz oder 
Satzung zur Vertretung der juristischen Per- 
son oder des nichtrechtsfähigen Vereins 
berufenen Personen, wenn der Bewerber 
mindestens auch Linienverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen nach den Vorschriften des Personen- 
beförderungsgesetzes betreibt und der Fahr- 
zeugbestand seines Unternehmens regelmäßig 
mehr als 30 Fahrzeuge umfaßt." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 13. Mai 1971 


Dr. Evers 
Vehar 

Dr. Müller-Hermann 
Krammig 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Am 1. Oktober 1969 ist das Gesetz über das Fahr- 
lehrerwesen — FahrlG — vom 25. August 1969 
(BGBl. I S. 1336) anstelle der Fahrlehrerverordnung 
vom 23. Juli 1957 (BGBl. I S. 769) in Kraft getreten. 
Nach § 30 Abs. 1 FahrlG dürfen u. a. die Gemeinden 
eigene Fahrschulen einrichten. Sie bedürfen hierzu 
keiner Fahrschulerlaubnis oder Anerkennung (§ 30 
Abs. 2 FahrlG). Diese Bestimmungen gelten demnach 
auch für Omnibusunternehmen, die als gemeinde- 
eigene Betriebe ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
(Eigenbetriebe) geführt weiden. Sie können Fahr- 
schulen errichten, ohne dafür einer besonderen Er- 
laubnis zu bedürfen. 

Für Verkehrsunternehmen, die in der Form einer 
juristischen Person des Privatrechts — vornehmlich 
AG oder GmbH — betrieben werden, ist dagegen 
eine Fahrschulerlaubnis erforderlich. Ihre Erteilung 
setzt gern, § 11 Abs. 2 FahrlG voraus, daß keine 
Tatsachen vorliegen, die die nach Gesetz oder Sat- 
zung zur Vertretung des Unternehmens berufene 
Person als unzuverlässig erscheinen lassen und 
mindestens eine von ihnen, die die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 Nr. 1 bis 4 erfüllt, zum verantwort- 
lichen Leiter des Ausbildungsbetriebes bestellt wird. 
Das bedeutet, der verantwortliche Leiter muß Mit- 
glied eines vertretungsberechtigten Unternehmens- 
organs sein. Für betriebseigene Fahrschulen, die bei 
Inkrafttreten des Gesetzes bereits bestanden haben, 
ist dieses Erfordernis ggf. innerhalb von zwei Jah- 
ren, d. h. bis zum 30. September 1971, zu erfüllen 
(vgl. § 37 Abs. 3 FahrlG). 


Die Vorschriften der § 11 Abs. 2, § 30 des neuen 
Fahrlehrergesetzes waren inhaltlich bereits in der 
Fahrlehrerverordnung vom 23. Juli 1957 (vgl. § 5 
Abs. 2, § 17 FahrlehrerVO 1957) enthalten, jedoch 
bestand die Möglichkeit, den Verkehrsbetrieben in 
der Rechtsform einer juristischen Person durch eine 
Ausnahmegenehmigung (vgl. § 21 FahrlehrerVO 
1957) die Errichtung einer eigenen Fahrschule zu ge- 
statten. Hiervon wurde in zahlreichen Fällen auch 
Gebrauch gemacht. Die Praxis hat die Berechtigung 
und sachliche Notwendigkeit solcher Ausnahmen be- 
stätigt. 

Im Gegensatz zur früheren Regelung hat das neue 
Fahrlehrergesetz die Zulassung von Ausnahmen er- 
heblich eingeschränkt (vgl. § 34 FahrlG). Die Folge 
dieser Begrenzung ist, daß juristischen Personen 
eine Fahrschulerlaubnis nunmehr nur noch unter den 
genannten erschwerten Voraussetzungen des § 11 
Abs. 2 FahrlG erteilt werden kann. 

Für eine derartig differenzierende Behandlungsweise 
der Verkehrsbetriebe nach ihrem Rechtscharakter 
sind sachlich einleuchtende Gründe nicht zu erken- 
nen. Die Verkehrsbetriebe sollten vielmehr unbe- 
schadet ihrer Rechtsform zu den öffentlichen Ein- 
richtungen gehören, die lebenswichtige Bedürfnisse 
der Bevölkerung befriedigen. Demgemäß sollten sie 
hinsichtlich der Errichtung von Fahrschulen auch 
gleichbehandelt werden. 
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